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Was kann ein Bürgerrat konkret leisten?

Um zu illustrieren, welche Art von Ergebnissen 
bei einer dialogischen Bürgerbeteiligung 
herauskommen können, dokumentieren 
wir auf der nächsten Doppelseite einen der 
Texte, die das Biergerkommitee Lëtzebuerg 
2050 im Rahmen seiner Arbeit entwickelt 
hat. Das Biergerkommitee war ein aus 30 
Personen zusammengesetzter Bürgerrat, 
der sich 2021 im Auftrag des Energie- und 
Landesplanungsministeriums und als Teil des 
Projektes Luxembourg in Transition unter der 
Moderation des Autors dieser Zeilen mit dem 
Wandel Luxemburgs zu einem klimaneutralen 
Territorium beschäftigt hat.

Neben den umseitig vorgestellten 
politischen „Leitlinien“ hat dieses 
Biergerkommitee noch eine ausführliche 
Analyse des Landes vorgelegt sowie 
44 Empfehlungen ausgesprochen, wie 
Luxemburg sich aufstellen sollte, um die 
Herausforderung der Klimaneutralität 
zu bewältigen. Diese Dokumente sind in 
einer Broschüre zusammengefasst, die 
unter www.luxembourgintransition.lu/
biergerkommitee heruntergeladen werden 
kann. Auffallend ist, dass die Teilnehmenden 
sich nicht auf landesplanerische 
Aspekte beschränkt haben, sondern das 
gesamte politische, gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Umfeld in den Blick 
genommen haben. Interessant bei der Arbeit 
dieses Bürgerrates war tatsächlich, dass 
die Teilnehmenden ihre Empfehlungen mit 
einer Stärken- und Schwächenanalyse des 
Landes unterfüttert haben. Diese zeigte das 
hohe Verständnis auf, das die sehr diverse 
Gruppe innerhalb eines halben Jahres von 
der Herausforderung der Klimaneutralität 
entwickeln konnte. Diese Analyse geht in 
ihrer Deutlichkeit auch weit über das hinaus, 
was im normalen politischen Diskurs üblich 
ist (etwa zur sozialen Polarisierung, zur 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
oder zur Informationspolitik der Regierung). 
Die Empfehlungen selbst sind eher allgemein 
und kurz gehalten, geben aber klare Ziele 
vor. Bei Themen, bei denen die Gruppe sich 
nicht sicher fühlte, wie die Verhältnisse und 
Zwänge wirklich liegen, verzichtete sie auf 
eine Empfehlung, bzw. strich diese am Ende 
wieder aus dem Text.

Der Auftraggeber dieser Bürgerbeteiligung 
(das Ministerium für Energie und 
Landesplanung) will die Ergebnisse in die 
Formulierung des Programme directeur 
d’aménagement du territoire einfließen 
lassen – neben dem Input aller anderen 
befragten Stakeholder. Die Empfehlungen 
des Biergerkommitees wurden darüber 
hinaus den Ministerien vorgestellt, die an 
Luxembourg in Transition beteiligt waren, und 
an die Abgeordneten der Chamber verteilt. 
Angedacht ist auch, die Jugendparteien 
reagieren zu lassen. Im Rahmen einer 

ausführlichen Pressekonferenz wurden die 
Medien informiert. 

War das Resultat den nicht unerheblichen 
Aufwand wert? ForscherInnen der 
Universitäten Luxemburg und Groningen 
arbeiten zurzeit an einer Evaluation. Ein 
Manko könnte gewesen sein, dass es an 
einer weitergehenden Auseinandersetzung 
des Landesplanungsministeriums mit den 
Forderungen der BürgerInnen gefehlt hat – 
etwa in Form einer kontroversen Diskussion 
oder einer schriftlichen Antwort. Der gerade 
stattfindende, von Staats-, Umwelt- und 
Energieministerium eingesetzte Klima-
Biergerrot ist in dieser Hinsicht besser 
aufgestellt: Hier ist vorgesehen, dass die Ende 
Juni / Anfang Juli präsentierten Empfehlungen 
im Herbst im Parlament vorgestellt und dort 
diskutiert werden. Sie sollen danach die 
Weiterentwicklung der Klimagesetzgebung in 
Luxemburg befeuern.

An anderer Stelle fehlt es ebenfalls nicht an 
Empfehlungen oder Stellungnahmen aus 
der Bürgergesellschaft, die Verwaltungen 
und ParlamentarierInnen Inspiration liefern 
könnten. Der Nationale Nachhaltigkeitsrat, 
das Observatoire de l’environnement oder 
der Nationale Ausländerrat, um nur diese vom 
Gesetz etablierten Einrichtungen zu nennen, 
veröffentlichen in regelmäßigen Abständen 
ihre Berichte und Stellungnahmen. Auch die 
organisierte Zivilgesellschaft vom Mouvement 
écologique bis zur ASTM liefern hochwertigen 
Input. Doch es mangelt an einer strukturierten 
Einbettung in den politischen Prozess, sodass 
am Ende womöglich viel intellektuelle 
Energie vergeudet wird. Am Ende bleibt 
die Hoffnung, dass diese Wortmeldungen 
aus der Gesellschaft insgesamt ein 
Hintergrundrauschen schaffen, das von den 
politischen Parteien wahrgenommen wird. 
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LEITLINIEN FÜR
DEN WANDEL  
NEUN THESEN FÜR EINE 
ERFOLGREICHE POLITIK 
DER TRANSITION 

Klimaschutzmaßnahmen sind 
demokratisch legitimiert und müssen 
nachvollziehbar sein.

Um die bislang noch weitgehend abstrakten Klimaschutz-
ziele mit Leben zu füllen, wird die Regierung in den nächs-
ten Jahren eine Vielzahl von einschneidenden Maßnahmen 
einleiten und das Parlament entsprechende Gesetze ver-
abschieden. Diese Klimaschutzmaßnahmen müssen über 
eine robuste demokratische Legitimation verfügen und 
von einer großen Mehrheit der Gesellschaft getragen wer-
den. Durch eine transparente Information und geeignete 
Instrumente wie etwa „Bürgerräte“ muss die Bevölkerung 
aktiv in die Lösungssuche eingebunden werden. 

Individuelle Freiheit und 
gesellschaftliche Verantwortung

Wir sind uns einig, dass die Freiheit des Indi-
viduums ein enorm kostbares Gut ist und für 
unsere demokratische Gesellschaftsform einen 
zentralen Wert darstellt. Anreize sollen des-
wegen auch in der Klimapolitik immer Vorrang 
haben vor Verboten und wenn möglich sollen 
den BürgerInnen immer mehrere Handlungs-
optionen zur Verfügung stehen. Doch Freiheit 
muss sich in einem Rahmen ausdrücken, der 
die Interessen der künftigen Generationen und 
der Menschen im globalen Süden nicht schä-
digt. Die individuelle Freiheit endet dort, wo 
sie die Freiheit anderer einschränkt. Deswegen 
ist ein unnötig hoher ökologischer Fußabdruck 
kein Ausdruck von persönlicher Freiheit, son-
dern von Verantwortungslosigkeit.

Klimaschutzmaßnahmen 
können nicht allein auf 
Freiwilligkeit setzen.

Eine Klimapolitik, die die Verantwortung auf 
die Individuen und ihr Verhalten abdrückt, 

ist unrealistisch und unredlich. Freiwillige Genügsamkeit 
oder individueller Verzicht können unter den derzeitigen 
Lebens- und Arbeitsbedingungen nur eine Minderheit 
in der Gesellschaft ansprechen. Die meisten Menschen 
werden noch lange versuchen, an ihrem gewohnten 
Lebensstil festzuhalten inklusive Ernährungsgewohn-
heiten, Urlaub, Konsum und Mobilitätsvorlieben. Wenn 
es um ihre Gewinnspanne geht, werden auch Unterneh-
men nicht freiwillig auf Vorteile verzichten.

Klimaschutzmaßnahmen müssen 
als gerecht empfunden werden.

Nimmt man die Abkommen von Paris und Glasgow und die 
Voraussagen der Wissenschaft im Hinblick auf den Klima-
wandel ernst, sind jedoch einschneidende Maßnahmen in 
den nächsten Jahren unumgänglich. Die Menschen werden 
diese Veränderungen nur akzeptieren, wenn sie den Weg 
dahin verstehen und als gerecht empfi nden – d. h. wenn 
alle Bevölkerungsschichten gleichermaßen betroff en sind. 
Wenn etwa die ärmeren Teile der Bevölkerung den Ein-
druck erhalten, dass sie die „Verlierer“ dieser Politik sind 
und die Reichen sich auf einfache Weise rauskaufen kön-
nen, oder wenn Stadtbewohner durch die Mobilitätspolitik 
gegenüber jenen bevorzugt werden, die in weniger dicht 
besiedelten Landesteilen leben, wird es Widerstand geben 
und die Maßnahmen werden sich nur schwer durchsetzen 
lassen. 

Jede Politik braucht Leitlinien, an denen sie ihr Handeln ausrichtet. Die 
Mitglieder des Biergerkommitees schlagen folgende neun Prinzipien vor als 
Grundlage für Klimapolitik und Raumentwicklung.

6 Leitlinien für den Wandel

Klimapolitik muss mit einer 
positiven Botschaft verbunden 
werden.

Der Abschied aus dem fossilen Zeitalter wird 
nicht nur Entbehrungen bringen, sondern 
auch ganz neue Möglichkeiten schaff en: tech-
nologische und wirtschaftliche, aber insbe-
sondere auch gesellschaftliche und individu-
elle. Öff entliche Gesundheit und persönliches 
Wohlbefi nden werden von einem weniger 
ressourcenintensiven und konsumorientierten 
Lebensstil profi tieren. 

Die Rahmenbedingungen unseres 
Wirtschaftssystems müssen 
angepasst werden.

Auch Aspekte unseres Wirtschaftssystems 
müssen auf den Prüfstand gestellt werden. 
Öff entliche Güter wie Atmosphäre, Wasser, 
Luft, Biodiversität und Boden müssen end-
lich vor wirtschaftlicher Verwertung und 
Ausbeutung geschützt werden oder in Form 

von Steuern, Abgaben und Anreizen in die Bilanzen der 
Unternehmen und der Landwirtschaftsbetriebe miteinfl ie-
ßen. Alternativen zu unserem ressourcenintensiven Wirt-
schaftsmodell müssen dringend diskutiert, entwickelt und 
umgesetzt werden, auf nationaler und europäischer Ebene.

Damit unsere Demokratie Antworten auf die Klimaherausfor-
derung fi nden kann, muss sie vor dem überwältigenden Ein-
fl uss kurzfristiger Wirtschaftsinteressen geschützt werden. 

Internationale Kooperation 
hat Vorrang vor national-
staatlichem Interesse.

Der weltweite Kampf gegen den Klima-
wandel kann nur erfolgreich sein, wenn 

auch kleine Nationalstaaten wie Luxemburg ihre 
heutigen Interessen zurückstellen. Sowohl im regio-
nalen (grenzüberschreitenden) als auch im euro-
päischen und globalen Rahmen müssen faire und 
gerechte Lösungen gefunden werden.

Nicht die CO2-Bilanz, sondern der ökologische 
Fußabdruck ist entscheidend.

Die Gefahr besteht ganz konkret, dass Luxemburg die Aufl agen 
der Pariser und Glasgower Abkommen erfüllt, ohne einen tat-
sächlichen Beitrag zur Abwehr der Klimakatastrophe zu leis-
ten. Buchhalterisch würde es dafür genügen, den einheimischen 
Energieverbrauch komplett auf importierten, elektrischen Strom 
umzustellen, da die Stromproduktion im Ausland der CO2-Bilanz 
des Landes nicht angerechnet wird. Genauso wenig werden die 
CO2-Emissionen angerechnet, die im Ausland bei der Produktion 
all jener Güter entstehen, die nach Luxemburg importiert und hier 
konsumiert werden. 

Um seinen Teil der Verantwortung zu tragen, muss Luxemburg 
sich deshalb auch auf die Reduktion seines enorm hohen ökolo-
gischen Fußabdrucks konzentrieren und die CO2-Emissionen der 
Importe mitberücksichtigen.

Klimaschutzmaßnahmen 
müssen auf wissenschaftlicher 
Grundlage erfolgen.

Das best-case scenario des IPCC ist nicht das 
wahrscheinlichste Szenario für die Ent-
wicklung des Weltklimas. Die Vorschläge 
zur Eindämmung des Klimawandels, die 
von Politik, Wirtschaft, Forschung und 
Gesellschaft vorgebracht werden, dürfen 
sich auch in Luxemburg nicht an den opti-

mistischsten Szenarien orientieren, sondern müs-
sen die Verhinderung der Worst-Case-Szenarien im 
Blick haben. Dazu verlangt die Wissenschaft einen 
radikalen Umbau vieler Lebens- und Wirtschafts-
bereiche. Parallel (nicht als Ersatz!) muss massiv 
in Zukunftstechnologien investiert werden, die 
zusätzliche Antworten auf verschiedene Aspekte der 
Klimaherausforderung liefern könnten. 
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